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Sehr geehrter Herr Bundesminister, 

mit Schreiben vom 6. März 2013 an den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages hatten Sie gebeten, mitzuteilen, welche 
Position der Deutsche Bundestag zu den von der Staatengruppe 
gegen Korruption (GRECO) als nicht oder nur teilweise umgesetzt 
bewerteten Empfehlungen zur Transparenz der 
Parteienfinanzierung in Deutschland aktuell einnimmt und ob 
insoweit weitere Umsetzungsschritte unternommen oder geplant 
sind. Der Präsident hat den Innenausschuss für seinen 
Zuständigkeitsbereich mit einer Stellungnahme beauftragt. Auch 
bin ich gebeten worden, Ihnen unmittelbar von meiner Seite zu 
antworten. 

Der Innenausschuss hat den Vorläufigen Umsetzungsbericht zu 
Deutschland. verabschiedet von GRECO auf ihrer 
57. Vollversammlung in Straßburg im Oktober 2012 , in seiner 
105. Sitzung am 24. April 2013 beraten. Die Übersetzung des 
Umsetzungsberichts hat den Ausschussmitgliedern auf 
Ausschussdrucksache 17(4)710 vorgelegen. Die 
Koalitionsfraktionen haben bekräftigt, dass sie bei ihrer bereits 
mitgeteilten Haltung zum GRECO-Bericht verbleiben. 

Die Beratungen haben gleichermaßen gezeigt, dass der politische \ 
Dissens zwischen Koalitions- und Oppositionsfraktionen zu 
einzelnen Punkten im Bereich der Parteienfinanzierung 
fortbesteht. 
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Dies verdeutlichte sich ebenso in der ·mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Oppositionsfraktionen erfolgten Ablehnung des diesem 
Schreiben beigefügten Antrags der Fraktion der SPD auf 
Ausschussdrucksache 17(4)~ durch den Innenausschuss. 
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
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Berlin , 23. April 2013 
GL 

zu TOP 3 der morgigen Innenausschusssitzung (GRECO-Umsetzungsbericht zur 
Transparenz der Parteienfinanzierung) stelle ich für die Fraktion der SPD den beige­
fügten Antrag. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Antrag der Fraktion der SPD 
im Innenausschuss des Deutschen Bundestages 

zum 
"Vorläufigen Umsetzungsbe.richt zu Deutschland" zum Evaluierungsbericht der 
Staatengruppe gegen Korruption (GRECO) über die Transparenz der Parteien­

finanzierung in Deutschland 
- A-Drs. 17(4)710-

Der Innenausschuss wolle beschließen: 

Der Innenausschusses des Deutschen Bundestages nimmt zu den Empfehlungen 
des GRECO-Berichts wie folgt Stellung: 

Der Innenausschuss des Deutschen Bundestages schlägt vor, 

• die Grenze für die unmittelbare Berichterstattung und Veröffentlichung von 
Spenden auf 25.000 Euro zu senken , 

• direkte Spenden an Abgeordnete und Kandidaten für den Deutschen Bundes­
tag zu verbieten, 

• Transparenzrichtlinien für das Parteiensponsoring zu schaffen, 
• für Wählervereinigungen , die über die kommunale Ebene hinaus tätig sind , 

dieselben Rechnungslegungs- und Transparenzvorschriften anzuwenden wie 
für politische Parteien und 

• die Lücken bei der Strafbarkeit von Korruption und Bestechung von Abgeord­
neten zu schließen. 


